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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 557/76 über die in der Landwirtschaft anzuwendenden Umrechnungskurse, 
mit der die Verordnung (EWG) Nr. 475/75 aufgehoben wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 129 des Rates 
über den Wert der Rechnungseinheit und die im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden 
Umrechnungskurse^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2543/73 2), inbesondere auf 
Artikel 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 557/76 des Rates 
vom 15. März 1976 über die in der Landwirtschaft 
anzuwendenden Umrechnungskurse, mit der die Ver- 
ordnung EWG Nr. 475/75 aufgehoben wird^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1020/76 “'), 
wurde die Anwendbarkeit einiger Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 des Rates vom 
30. Juli 1968 zur Festsetzung der Durchführungsvor- 
schriften zur Verordnung (EWG) Nr. 653/68 über die 
Bedingungen für die Änderung des Wertes der Rech- 
nungseinheit für die gemeinsame Agrarpolitik®) auf 
die in der vorerwähnten Verordnung (EWG) Nr. 557/ 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553/62 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 263 
vom 19. September 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 15. März 1976, S. 1 

■1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 115 
vom 1. Mai 1976, S. 66 

•■’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 188 
vom 1. August 1968, S. 1 


! 76 geregelten Fälle ausgedehnt. Hinsichtlich des An- 
I Spruchs auf Annullierung von Lizenzen oder Titeln, 
in denen Beträge erwähnt werden, die Gegenstand 
vorheriger Festsetzungen gewesen sind, wurde be- 
stimmt, daß dieser Anspruch nur begründet ist, wenn 
die Einführung der neuen repräsentativen Umrech- 
nungskurse den Betreffenden einen Nachteil bringt, 

Die massive Geltendmachung solcher Ansprüche 
könnte unter Umständen die ordnungsgemäße Ge- 
meinschaftsverwaltung eines bestimmten landwirt- 
schaftlichen Marktes ernstlich behindern. Es emp- 
fiehlt sich daher vorzusehen, daß dieser Anspruch 
durch einen Anspruch auf Ausgleich für den erlitte- 
nen Nachteil ersetzt werden kann — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
557/76 wird folgender zweiter Unterabsatz angefügt: 
„Es kann bestimmt werden, daß dieser Nachteil 
durch eine geeignete Maßnahme ausgeglichen wird. 
In diesem Fall sind die im ersten Unterabsatz ge- 
nannten Bestimmungen nicht anwendbar." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 557/76 des Rates vom 
15. März 1976 über die in der Landwirtschaft anzu- 
wendenden Umrechnungskurse, mit der die Verord- 
nung (EWG) Nr. 475/75 aufgehoben wird, zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1020/76, hat 
insbesondere die Anwendbarkeit der Bestimmungen 
der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 des Rates vom 
30. Juli 1968 zur Festsetzung der Durchführungs- 
vorschriften zur Verordnung (EWG) Nr. 653/68 über 
die Bedingungen für die Änderung des Wertes der 
Rechnungseinheit für die gemeinsame Agrarpolitik, 
auf den Fall der Änderungen der grünen Kurse aus- 
gedehnt. Die Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 sieht 
unter anderem das Recht auf die Annullierung von 
Lizenzen oder Titeln vor, in welchen Beträge er- 
wähnt werden, die Gegenstand einer Vorausfestset- 
zung gewesen sind. Es ist jedoch in der Verordnung 
(EWG) Nr. 557/76 präzisiert worden, daß die Anwen- 
dung dieses Rechtes nur dann statthaft ist, wenn die 
Betroffenen wegen der Festsetzung der neuen reprä- 
sentativen Kurse einen Nachteil erleiden. 

Für die Erzeugnisse, für welche Währungsausgleichs- 
beträge bestehen, können Änderungen der grünen 
Kurse nur für eben diese Währungsausgleichsbeträ- 
ge zu einem Nachteil führen; die Erstattungen und 
Abschöpfungen bleiben nämlich wegen des Koeffi- 
zienten, mit dem sie multipliziert werden, in natio- 
naler Währung unverändert, so daß allein der zu ge- 


währende Währungsausgleichsbetrag, der künftig 
niedriger ausfällt, dem Betroffenen einen Nachteil 
verursachen kann. Letzterer ist daher ermächtigt, 
seine Lizenz zu annullieren [Verordnung (EWG) Nr. 
571/76, Artikel 1 Absatz 1]. 

Es ist indessen möglich, daß der Betroffene die 
Annullierung beantragt, allerdings nicht wegen des 
vorgenannten Nachteils, den er erlitten hat, sondern 
vielmehr um beispielsweise in den Genuß einer 
zwischenzeitlich höher festgesetzten Erstattung zu 
gelangen. Die massive Ausübung des Annullierungs- 
rechtes könnte in solchen Fällen eine ernsthafte Be- 
hinderung für eine gute Gemeinschaftsverwaltung 
eines bestimmten landwirtschaftlichen Marktes dar- 
stellen. Unter diesen Umständen ist es angezeigt 
vorzusehen, daß dieses Recht durch den Anspruch 
auf Ausgleich für den erlittenen Nachteil ersetzt wer- 
den kann. 

Unter Finanzierungsgesichtspunkten wird der vorlie- 
gende Vorschlag die Ausgaben des EAGFL, Abtei- 
lung Garantie, nicht wesentlich erhöhen. Sein Ziel 
ist es nämlich, gewisse Unzulänglichkeiten zu ver- 
meiden, die sich aus einer uneingeschränkten An- 
wendung der allgemeinen Vorschrift des Artikels 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 und des Arti- 
kels 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 557/76 
ergeben könnten - Unzuträglichkeiten, die ihrerseits 
zu einer viel stärkeren Erhöhung der Gesamtaus- 
gaben für einen bestimmten Handelsvorgang hätten 
führen können. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. Juni 1976 — 14 — 680 70 — E — Ag 34/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Mai 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des VJirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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